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tung“ erſcheinende Blatt 1 Rthlr. 73 Sgr., 
Ausnahme des Montags täglich erſcheinende Zeitung auf 
Pränumeration für ein Exemplar auf Schreibpapier beträgt 
che nach Anfang des laufenden Vierteljahres eingehen, 
Poſen, den 29. Juni 1848. 


Inland. 


Berlin, den 27. Juni. Des Königs Majeſtät haben den bisherigen Po⸗ 
lizei-Direktor zu Koln, Abgeordneten zur Deutſchen National-Verſammluig, 
Müller, zum Unter⸗Staats⸗Secretair im Juſtiz⸗Miniſterium zu ernennen geriht. 

Berlin, den 26. Juni. Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Schullehrer Scheumann zu Kupferberg, Regierungs⸗Bezirk Liegnitz, and 
dem bisherigen Lehn⸗ und Kreis⸗Schulzen Krüger in Prieros, Kreis Beesbw⸗ 
Storkow, das allgemeine Ehrenzeichen; ſo wie dem Gaſthof⸗Beſitzer Louis Res 


ner zu Deutz am Rhein die Rettungs⸗Medaille am Bande; den Divifiond-Andis 
teuren Bornemann bei der Iſten Garde⸗Dioiſton, Held bei der 13ten, Nau 


ſeſter bei der Sten und Schlitte bei der öten Diviſion den Juſtizraths⸗Titel 
zu verleihen. 

Se. Greellenz der Präſident des Staats⸗Miniſteriums, von Auerswad, 
iſt von Königsberg in Pr., der interimiſtiſch mit Leitung des Miniſteriums des 
Innern beauftragte Regierungs⸗Präſident Kühlwetter iſt von Aachen und der 

Unter ⸗Staats⸗Secretair im Juſtiz⸗Miniſterium, Müller, iſt von Köln lier 
angekommen. 

Poſen den 28. Juni. 


— — 


Das neue Miniſterium iſt endlich nach vie en 
Mühen gebildet, und auch ſofort der National⸗Verſammlung gegenüber nit 
einem Programm aufgetreten. Des ſrüheren Hauptfehler war Mangel an 
Energie; bei einer Geſchäftigkeit und Emſigkeit ſonder gleichen fehlte ihm die 
Macht, einen Willen beſtimmt durchzuſetzen, wirkliche Thatkraft und der Mith 
der eigenen Ueberzeugung; mitunter verrichtete es Siſpphus⸗Arbeiten, denn die 
ſchwer hinaufgerollten Steine entglitten ihm am Ziele plötzlich, und die Arkit 
mußte noch einmal beginnen. Zwei Umſtände baben auf dieſe Haltung des 
Miniſteriums Camphauſen bedingend eingewirkt: es war ein Miniſterium der 
Revolution, und der König hatte bei Bildung des Kabinets erklärt, Preußen 
ſolle fortan in Deutſchland aufgehen. Durch Beides wurde dem Kabinet ene 
gewiſſe Paſſlvität angewieſen, denn es glaubte in Anbetracht der März⸗Ereg⸗ 
niſſe und des Bruchs mit der Vergangenheit den Parteien den Kampf in der 
öffentlichen Meinung überlaſſen zu müſſen, und da es früher entſchieden gegn 
jedes ſtaats⸗polizeiliche Einſchreiten und für das Princip des „Volksſchutze“ 
ſich erklärt hatte, ſo blieb es den größten Ueberſchreitungen gegenüber unthätg, 
und vergaß zugleich, daß in Zeiten von Kriſen im Strudel der Parteien vie 
thätigſte raſch die Oberhand gewinnt, und der wirklichen Staatsgewalt ſich ge⸗ 
genüberſtellt. Und ſo war es ja auch in der letzten Zeit in Berlin der Fal; 

das Miniſterium, das ſich ſelbſt bis zum Zufammentritt der National⸗Verſamn⸗ 
lung in einem rechtlichen Proviſorium glaubte, erwartete von dieſer ſchleun⸗ 
gen Beiſtand; damals aber hatte die Partei des Umſturzes ſich ſchon mit ein⸗ 
zelnen Gliedern der conſtituirenden Verſammlung in Verbindung geſetzt und ſie 
ſchlaffe Majorität verſagte ihre Hilfe. Auch das Verhältniß zu Deutſchlard 
brachte das Miniſterium in eine ſchiefe Stellung: den unleugbar feindlichen Ce⸗ 
fühlen, die künftlich genährt oder aus früheren Antipathieen ſich in der legen 
Zeit bei der Ausſicht auf eine preußiſche Hegemonie bis zum bitterſten Haß «= 
ſteigert hatten, den wühleriſchen Beſtrebungen, die im Bunde mit der Anarclie 
in Berlin, Breslau und Köln ſich die moraliſche Auflöſung Preußens zum Zrl 
gefegt hatten, ſetzte es des Staats Aufopfcrungsfähigkeit entgegen, meinte jed n 
Glauben an einen preußiſchen Egoismus im Keime durch Thaten zu zerſtörer, 
ohne daß es die Ungläubigen befriedigt hätte, wohl aber in gewiſſer Weiſe zun 
Nachtheil von Preußen ſelbſt, wo den Parteien das Beſtreben der inner n 
Schwächung und Auflöſung ſchon Früchte trug. Eine Folge der Schwäche dr 
Verwaltung war die im höchſten bedenklichſten Grade zunehmende Geſetzloſigkei; 
hiergegen erklärt nun zuerſt das neue Kabinet ausdrücklich, es halte ſich übe⸗ 
zeugt, „daß die Wünſche und Bedürfniſſe des Landes die Stärkung der 
Staatsgewalt dringend erheiſchen, damit auf der einen Seite keine Beſorgn ß 


des Großherzogthums Poſen. 


b An die Zeitungsle 
Beim Ablauf des 2ten Quartals bringen wir in Erinnerung, daß hieſige Leſer für dieſes 
auswärtige aber 1 Kthlr. 184 Sgr. als vierteljährliche 
allen Königlichen 
15 Sgr. für das Vierteljahr mehr, 
iſt es nicht unſere Schuld, wenn 


5 den 29. Juni 1848. 


e e e 
C. Henſel. 3 


ſer. 

für dieſes vom Iften Juli ab unter dem Titel „Poſener Zei⸗ 
Pränumeration zu zahlen haben, wofür dieſe mit 

Poſtämtern durch die ganze Monarchie zu haben iſt. — Die 

als der oben angeſetzte Preis. — Bei Beſtellungen, wel⸗ 

die frühern Nummern nicht nachgeliefert werden können. 0 

Die ZeitungssErpedition von W. Decker & Comp. 


vor einem Verſuch der Wiederherſtellung des früheren Regierungs⸗Syſtems 


entſtehe, auf der anderen Seite die Freiheit nicht in Anarchie ausarte.“ Es 


wird dazu ganz richtig bemerkt: „daß die größten Gefahren im Innern und 


nach Außen für Preußen und Deutſchland entſtehen würden, wenn nicht bald 
das Vertrauen auf geſetzmäßige Ordnung und auf feſte Begründung der kon⸗ 
ſtitutionellen Monarchie ſich allgemein befeſtigte.“ Indem das Miniſterium vor 
Allem mit dem Volke erklärt, „die dauerhafte Begründung der konſtitutionellen 
Monarchie zu wollen,“ hält es „deshalb“ feſt „am Zweikammerſyſtem und dem 


Grundſatze, daß die geſetzgebende Gewalt von den beiden Kammern und dem 


Könige gemeinſchaftlich ausgeübt werde.” Die Fehler der früheren Vorlage in 


Betreff der Art der Bildung des Oberhauſes werden eingeſtanden, und es „möge 
die erſte Kammer auf eine volksthümlichere Baſis, als es in dem von der Re⸗ 
gierung vorgelegten Verfaſſungs⸗Entwurfe vorgeſchlagen worden iſt, begründet 
werden.“ Der gerechtfertigte Vorwurf, der dem Entwurf damit gemacht iſt 
daß er mehr eine Copie der charte de 1830 als ein auf allſeitige Autonomie 
in deutſcher Weiſe ſich gründende Vorlage ſei, weshalb namentlich ſchmerzlich 
ein Geſetz über Bürgerwehr, über Entfeſſelung des Bodens, vor Allem eine 
Gemeindeordnung vermißt wurde, wird durch in Ausſicht geſtellte bezügliche Vor⸗ 
lagen gehoben, namentlich wird die ſchleunigſte Einbringung „einer auf dem 
Grundſatze der Selbſtverwaltung der Gemeinde-Intereſſen beruhenden Gemeinde⸗ 
Ordnung“ zugeſagt. Eine Reorganiſation der inneren Verwaltung, beſonders 
durch Entfernung der dem Weſen der Zeit unzugänglichen Beamten wird ver⸗ 
ſprochen, da „es dringend nothwendig ſcheint, daß die innere Landesverwaltung 
überall mit den konſtitutionellen Grundſätzen in Einklang gebracht werde.“ Nach⸗ 
dem noch weſentliche Reformen der Steuergeſetzgebung zur ſchleunigſten Mitthei⸗ 
lung kommen ſollen, fehlt auch zum Schlusse nicht der Zankapfel der Gegenwart, 
die „Anerkennung der Revolution.“ Das neue Miniſterium erkennt dieſe an, 
„eine Revolution, deren ruhmvoller Charakter darin beſteht, daß ſie ohne Um⸗ 
ſturz der ſtaatlichen Verhältniſſe, die konſtitutionelle Freiheit begründet und das 
Recht zur Geltung gebracht hat.“ Es faßt aber „die denkwürdigen Ereigniſſe 
des Monats März“ „in der Geſetzgebung, der Verwaltung, im Thun und Han⸗ 
deln — nicht in abſtrakten Erklärungen, die verſchiedenartiger Deutung aus⸗ 
geſetzt find“ auf, und hierin ſtimmen wir ihm vollſtändig bei, und ſehen nun 
ſeiner Wirkſamkeit mit einem Glückauf entgegen. \ 


Druckfehler⸗Berichtigung. In dem geſtrigen Leitartikel fällt in der 
zweiten Spalte Zeile 16 von unten „ſich“ weg, und Zeile 11 von unten iſt ſtatt 
„beſtimmenden“ „beiſtimmenden“ zu leſen. N N 


T Poſen, den 28. Juni. Von Seiten des Miniſteriums des Innern iſt 
der konſtituirenden Verfammlung eine ziemlich umfangreiche „Denkſchriſt über 
die Ereigniffe im Großherzogthum Poſen“ mitgetheilt worden, welche die Ge⸗ 
ſtaltung der Dinge in der Provinz ſeit dem 20ſten März d. J. bis zur Abreiſe 
des Herrn Generals von Pfuel in durchaus klarer, ruhiger, höchſt überſicht⸗ 
licher Weiſe darlegt. Indem überall Aktenſtücke zu Grunde gelegt werden, er⸗ 
hält die Schriſt auch durch eine geeignete, zuſammenfaſſende Darſtellung des 
Ganges der Berhältniffe, durch lebhaſte, glückliche Gruppirung der Parteien, vor 
Allem aber durch ſtrenge Wahrheit und Vermeidung jeder abſichtlichen Begün⸗ 
ſtigung oder Benachtheiligung ein erhöhtes Intereſſe, und unſeren Leſern werden 
die Mittheilungen, die wir von morgen ab hier folgen laſſen, in vielfacher Weife 
erwünfcht fein und ihnen dabei aufs Neue Gelegenheit geben, diejenigen zu er⸗ 


kennen, die am meiſten Schuld an dem tragiſchen Verlauf der Erhebung haben. 


* Poſen, den 28. Juni. Als die Zeichen, wie weit die Einwirkung der 
ultramontanen Partei gegangen iſt, das Polenthum mit dem Katholizismus zu 
identifiziren, und wie es ihr gelungen iſt, aufs Neue religiöſe Zwietracht hervor⸗ 
zurufen, kann folgender uns mitgetheilte Auszug aus einem dem Unterſtützungs⸗ 
ausſchuß des hieſigen Central⸗Comités zugegangenen Schreiben des evangeliſchen 
Pfarrers Höhndorf zu Malmedy dienen: } 


„ 


Gabe, aber berückſichtigen 


876 


„Verehrte Herren! : ! 

Schon ehe Ihr Aufruf in den Rheiniſchen Blättern erſchien, hatten die 
Berichte der Elberfelder Zeitung über den traurigen, faſt möchte ich ſagen, grau⸗ 
figen Zustand unſerer armen Deutſchen Landsleute in der Provinz Poſen bei 
mehreren meiner Gemeindeglieder den Wunſch rege werden laſſen, 9 unſern 
geringen Kräften den Deutſchen Brüdern in ihrer Noth wenigſtens zu zeigen, 
gern wir ipnen Hülfe in ausgedehnterem Maßſtabe leiten möchten. 
habe ich bei der Sammlung mich nur auf die kleine protefam 
tiſche Gemeinde hieſigen Orts beſchränken müſſen, und dieſe 
zählt kaum 200 Seelen, da bei den Katholiken durch aller⸗ 
lei undeutſche Berichte die faden Sympathien für das Polen⸗ 
thum rege zu halten geſucht wurden. Klein iſt freilich nur unſere 
6 Sie die Geſinnung, aus der ſie fließt, und ſie werden 

Malmedy (R.⸗B. Achen), den 20. Juni 1848. 


b Genehmigen Sie u. ſ. w. F. net f 
An den Unterſtützungs-Ausſchuß des Deutſchen Central-Comité's zu Poſen. 


i en 25. Juni. Die Uebergriffe der republikaniſchen Partei 

155 e jetzt herausgeſtellt, nachdem der „demokratiſche 
Frankfurt . 105 5 INGE. an 
i zu verlegen. Zu diefem Behufe werden Fröbel, Krig un au 
ee nion lan um erſtens die Leitung der republikaniſchen Ver⸗ 
eine für ganz Deutſchland in die Hand zu nehmen und zweitens den hieſigen 
demokratiſchen Clubb, der jetzt offen und höchſt geſchickt für die Republik agirt 
und von deſſen Thätigkeit man ſich in Süddeutſchland viel verſpricht, in innigem 
Zuſammenhaug mit den übrigen Vereinen zu halten. Daß unglaublicherweiſe 
die Central⸗Gewalt gerade nach Berlin verlegt worden, hängt mit der Abſicht 
zuſammen, einen glänzendſten Beweis zu liefern, wie die republikanischen Cle⸗ 
mente in Berlin vorwiegen, iſt aber eher ein freches, auf Täuſchung berechnetes 
Schauspiel, als ein irgend durch die Verhältniſſe gerechtfertigtes Unternehmen. 
Nicht zu leugnen iſt, daß durch die Schlaffheit, die Trägheit und die Gleichgil⸗ 
tigkeit des beſſeren Theils der hiefigen Bevölkerung, durch die Kraftloſigkeit der 
ürgerwehr und ihrer Führer, durch die unentſchiedene Haltung der hieſigen 
Gerichte der r e Fraktion in der Bevölkerung ein weiter Spielraum ge⸗ 
laſſen iſt, nichtsdeſtoweniger aber if deren Sinn für eine die Intereſſen der Dy⸗ 
naſtie berückſichtigende Staatsform in den weiteſten Schichten der Berliner Bes 
völkerung noch fo vorwiegend, daß beim erſten Zuſammenſtoße unbedingt der 
8 des Conſtitutionalismus in Ausſicht ſteht. Um ſo erfreulicher iſt der Plan 
de 1 konſtitutionellen Vereins, in nächſter Zeit einen großen konſtitutio⸗ 
eich Een Deutſchlands hier zufammenzuberufen, in dem neben einer Ver⸗ 
ſtändigung über die Principien der demokratiſch⸗konſtitutionellen Staatsform 
hie Waschen uber die ue de die Mittel zu deren Unterſtützung, wie überhaupt 
eine Umſchau über die für das Gebiete ee Mein in f den Perſönlich⸗ 
keiten, über die zu ihm ſtehenden Gebiete u. ſ. w. geboten jet fott. Eine harte 


fie nicht verächtlich finden. 


1 
haben ſich \ 
Central⸗Congreß in 


Beſchicung dieſes Congreſſes ift ſehr wünſchenswerth. 


’ Berlin, den 26. Juni. Das neue Minitterium iſt endlich gebildet. 
Die: ifte, fo wie ich fie ſchon früher mitgetheilt. Bemerkenswerth iſt, 
daß Herr v. Auerswald ohne beſondere Luft den Vorſitz im Miniſterium ans 
enommen hat. Ob der Mann Energie hat, ob er im Gegenſatz gegen ſeinen 
Broder nich blos als edler und liebenswürdiger Menſch, ſondern auch als Staats⸗ 
mann, und als ſolcher erforderlichen Falls mit Kühnheit den von allen Seiten 

uns bedrohenden Gefahren entgegen treten werde, weiß Niemand; doch ſcheint 
„ts ſchon jetzt bezweifelt zu werden. Auffallend und höchſt ungewöhnlich iſt, daß 

Hanſem ann das Miniſterium gebildet hat, deſſen Präſident nicht er, ſondern 

ein Anderer werden ſoll. Die nächſten Maßnahmen des neuen Ministeriums ge⸗ 

en die Anarchiſten werden uns über deſſen Kraft und Abſichten Auſſchluß geben. 
N Nac eine in ſich kräftige, von einem im Kerne des Volks wurzelnden Prinzip 
getragene, von bedeutenden Leitern geführte Partei will alles Bestehende umſtür⸗ 
en, die Partei, die zuletzt den ſchmachvollen Angriff auf das Zeughaus geleitet, 
ie alles was unſerem Volk bisher heilig war, entweiht, und in frechſter Weiſe 
den zu ihrer Unterdrückung völlig ausreichenden Geſetzen Hohn ſpricht, die in 
Dicken toe ohne Zweifel einen neuen Schlag vorbereitet, hat keinen anderen 
alt als in der Schwäche der vollziehenden Gewalt, und wird wenigſtens hier, 
u Breslau und an anderen großen Orten ihren alles vergiftenden und unter⸗ 
grabenden Einfluß ſo lange ausdehnen, bis das Miniſterium kräftig gegen ſie 
inſchreitet. — Viel iſt für Preußen gewonnen, wenn nur erſt der Dänifche 
rieg beendet iſt, was man in kürzeſter Friſt hofft. An eine Einheit Deutſch⸗ 
lands glauben hier nur Wenige, ſie wird unmöglich, wenn Preußen mehr und 
mehr zerfällt, und dieſem Schickſal kann Preußen nicht anders entgehen, als 
wenn es ſelbſt auf manche Gefahr hin, ſich zuſammenfaßt, und dem Hohne, mit 
den es bisher ſich hat gefallen laſſen, mit Feſtigkeit, Würde, aber auch mit völli⸗ 
ger Freiheit von reaktionairen Tendenzen entgegentritt. 
u Berlin, den 25. Juni. Geſtern Abend hat ſich ein neuer Verein 
conſtituirt, det ſowohl für das politiſche Leben Berlins als auch in ſoeialer Be⸗ 
ziehung von erſprießlichem Nutzen werden kann. Er nennt ſich Bezirks Cen⸗ 
tral⸗Verein. 
Als Behufs der Urwahlen die Urwähler in ihren einzelnen Bezirken Verſamm⸗ 
lungen hielten, um die Wahlmauns⸗Candidaten zu hören und über ſie ſich zu be⸗ 
ſprechen, da erkannte man bald, daß derartige Bezirksverſammlungen ſehr geeig⸗ 


nete Mittel wären, um perſchiedene jetzt in den Vordergrund getretene Zwecke zu 


erteſchen, namentlich zur allmähligen Beſeitigung des ſchroffen Ständeunterſchiedes 


und des Kaſtengeiſtes zu wirten, die einzelnen Bezirksangehörigen einander näher 
zu bringen und einen Verhältniß engeren, auf Vertrauen gegründeten Verkehrs 
hervorzurufen, mit Rath und That die würdigen Hülfsbedürftigen zu unterſtützen, 
und durch beſonnene Beſprechung der wichtigſten Lebensfrage politiſcher Bildung 
in subiger angemeſſener Weiſe zu befördern. Es bildeten ſich daher auch wirklich 
ſehr bald nachher in einzelnen Bezirken ſolche aus den Urwähler⸗Vorverſammlun⸗ 
gen hervorgegangene Bezirksvereine und wirkten in der eben angedeuteten Weiſe 
zum Theil ſchon recht ſeegensreich, richteten Darlehnskaſſen ein u. dgl. m. Jetzt 


wie 
Leider 


die republikaniſche Central-Ge⸗ 


hat ſich nun aus dieſen einzelnen Vereinen der Bezirks⸗Central⸗Verein gebildet, 
„um den Beſtrebungen der einzelnen Bezirksvereine durch gegenſeitige Ausgleichung 
oder Unterſtützung der Anſichten, Wünſche und Forderungen eine größere Geltung 
zu verſchaffen, ohne die Selbſtſtändigkeit der Bezirksvereine durch die Wirkſamkeit 
des Centralvereins in irgend einer Weiſe zu beſchränken.“ Wenn es auf eine all⸗ 
gemeine politiſche Repräfentation von ganz Berlin ankommt, jo dürfte dieſer Cen⸗ 
tralverein dazu geeigneter fein, als der Wahlmänner⸗Verein, der, ba, feine Funk⸗ 
tionen lediglich in der Wahl der Abgeordneten beſtanden haben, ſich durchaus nicht 
anſehen kaun als gewählt, um Berlin in irgend einer anderen Weiſe zu vertreten. 
Zur Abhilfe der drückenden Noth in dem Tiſchlergewerke iſt man auf den klugen 
Gedanken gekommen, eine Möbel⸗Lottetie zu veranſtalten. Es werden 
20,000 Looſe zu 1 Thlr. das Stuck verkauft. Die Gewinne find 3 Hauptge⸗ 
winne zu 300 Thlr., 200 und zu 100 Thlr., zwei zu 80 Thlr., vier zu 60 Thlr., 
ſechs zu 50 Thlr., zwölf zu 40 Thlr. und ſo herab bis 422 Gewinne zu 5 Thlr. 


Der erſte Hauptgewinn beſteht in 1 Cylinderburean, 1 Spiegel mit Commode, 


1 Sopha und 6 Polſterſtühlen, 2 Lehnſtühlen, 1 Sophatiſch, 1 Spieltiſch, 1 
Servante, 1 Blumentiſch. Der zweite Hauptgewinn eben ſo, nur Rohrſtühle, 
keine Lehnſtühle und Chiffoniere ſtatt Blumentiſch. Die kleinen Gewinne beſtehen 
in einzelnen Möbeln der verſchiedenſten Art. Der Plan iſt ſehr zu empfehlen. 
Seine Ausführung iſt eine Wohlthat für die armen Tiſchler, die keinem der Wohl⸗ 
thuenden ſchwer fällt, wohl aber 1800 von ihnen noch einen ganz artigen brauch⸗ 
baren Dank einbringt. Wer ſich betheiligen will, muß aber eilen, denn mit dem 
1. Juli ſoll die unter polizeilicher Aufſicht vorgenommene Ziehung ſchon beginnen. 

— Unter den unendlich zahlreichen Denkſchriften und Mittheilungen, welche 
der National⸗Verſammlung tagtäglich zugehen, dürfen wir eine nicht überſehen, 
welche ſich ſehr bald in den Vordergrund drängen wird, da fie eine überaus 
ſtarke Partei in der Kammer zur Stütze hat und gewiſſer Maßen das Programm 
dieſer Partei enthält. Es iſt den Kammer-Mitgliedern nämlich die Abſchrift einer 
von dem Erzbiſchof und den Metropolitan⸗Capiteln von Poſen und Gneſen 
an den König gerichteten Eingabe und eines ausführlichen dabei überreichten Pro⸗ 
memoria's zugegangen, „betreffend die Beeinträchtigungen der katholiichen Kirche 
im Großherzogthum Poſen ſeit der Königl. Preußiſchen Beſitznahme“. Bezieht 
ſich dieſe Eingabe auch nur zunächſt auf einen einzelnen Landestheil, fo handelt 
es ſich hier doch um Beſchwerden, welche von den Katholiken Schleſiens, der 
Rheinlande und Weſtphalens in gleichem Maße erhoben werden und für deren Be⸗ 
ſeitgung man keine Mühe ſcheuen zu wollen entſchloſſen ſcheint. Deshalb iſt die 
ober erwähnte Eingabe des Erzbiſchofs Przylusti ein beachtenswerthes Aktenſtück, 
wei ſie uns eine Ueberſicht deſſen gewährt, worauf die katholiſche Partei auf dem 
Landtage ihre Beſtrebungen zu richten gedenkt. Die Denkſchrift entwirft in 14 
Puukten ein ſcharf gezeichnetes und zum Theil detaillirt ausgeführtes Bild der 
Beünträchtigungen, „durch welche die katholiſche Kirche in Preußen zurückgeſetzt, 


in ihren verfaſſungsmäßigen Rechten verletzt, in den Zuſtand gänzlicher Abhängig⸗ 


keit von der Staatsbehörde gebracht und zu einer wahren Ecclesia pressa gewor⸗ 
ber iſt.“ Es wird in der Eingabe an den König namentlich erinnert an „die 
Sqmälerung der weſentlichen Rechte des Episcopats in der Leitung und Auſſicht 
der kirchlichen Angelegenheiten, ſo wie in Ausübung der geiſtlichen Jurisdiktion, 
— die Eigenmächtigkeit in Auflöſung dem Volke werther und nützlicher kirchlicher 
Coparationen und Verwendung des Vermögen derſelben zu fremdartigen Zwecken, 
— die Verfolgung einſeitiger, dem Katholicismus feindſeliger Tendenzen, insbe⸗ 
fordere bei Organifirung und Verwaltung des Schulweſens, verbunden mit krän⸗ 
fewer Zurückſetzung und Nichtberückſichtigung der religiöfen Bedürfniſſe der katho⸗ 
liſhen Bevölkerung.“ In dem Promemoria wird daun ferner ausführlich nach⸗ 
gevieſen, wie die Bulle De salute animarum, deren fachliche Verfügungen durch 
die Kabinets⸗ Ordre vom 23. Auguſt 1821 als bindendes Statut der katholiſchen 
Kiche des Staates erklärt ſeien, noch nicht erfüllt, wie namentlich einzelne Do» 
talonen noch gar nicht bewerkſtelligt, ferner die Dotationsſummen bisher gemäß 
del Stipulationen der Bulle weder hypothekariſch ſicher geſtellt, noch durch event. 
Uberweifung an Landgütern und Staatswaldungen realiſirt ſeien, jo daß es bis 
jest lediglich in dem Gutbefinden der Behörden liege, durch einen bloßen Erlaß 
ar die betreffende Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſe die Zahlung der diesfälligen Zuſchüͤſſe 
zu: Dotation jeden Augenblick zu inhibiren, und es werden Fälle, wo dies wirk⸗ 


lig vorgekommen, nachgewieſen; es wird durch eine Menge von Beweiſen darge⸗ 


thin, „daß der Regierung ſowohl in Beziehung auf das höhere, wie das Ele⸗ 
mutar⸗Schulweſen mit Grund der Vorwurf gemacht werden könne, daß fie, ſtatt 
hürin den Katholiken aufrichtig und unparteiiſch entgegen zu kommen und deren 
Bldung auf ihrer confeſſionellen Grundlage zu fördern, vielmehr bei ihren Schul⸗ 
Enrichtungen faſt immer ihre auf Bevorzugung der Proteſtanten hinausgehenden 
Tudenzen verfolgt habe“; es wird das die Kircheufreiheit hemmende landesherr⸗ 
lige Placet bei Veſetzung geiſtlicher Stellen, fo wie bei Erlaß biſchoͤflicher „Hirten: 
brefe, und überhaupt die ungebührliche Ausdehnung des ſogenannten Ober⸗Auf⸗ 
ſigtsrechts des Staates auf kirchliche Angelegenheiten gerſigt; es werden die Ber 
eiiträchtigungen in Beziehung auf die gemiſchten Ehen noch einmal durchgegan⸗ 
gem, die noch immer fortdauernde Exiſtenz der die Rechte der Parität in Betreff 
de Katholiken ſo handgreiſlich verletzenden Militär Kitchenordnung angefochten, — 
eiter Menge unweſentlicherer Punkte nicht zu gedenken. Man ſieht aus dieſer 
her gegebenen Ueberſicht dieſer wichtigen Denkſchrift, auf welche Punkte von der 
ka holiſchen Partei auf dem Landtage das Augenmerk gerichtet iſt, und ‚fo viel 
fdeint unzweifelhaft gewiß, daß ein harter Kampf um Durchſetzung derſelben nahe 
bworſtehe; Vorbereitungen und Verſtandigungen dafür ſind allſeitig getroffen, 
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und es iſt die Partei, welche dieſen Kampf auszufechten gedenkt, ſehr bedeutend 
und legt ein großes Gewicht für die Entſcheidung aller übrigen Fragen in die 
Wagſchale. 
a iktäng zur Vereinbarung der preußiſchen Staats: 
2 * Verfaſſung. 
Zwanzigſte Sitzung, vom 26. Juni, t 
Beginn: 124 Uhr. DBorfigender: Vicepräſt. Eifer. Derfelbe theilt ein Schrei⸗ 
ben des bisherigen Präſtdenten Milde mit, mit welchem dieſer, da des Königs 
Maj. ihn zum Handelsminiſter berufen, feine bisherige Würde darniederlegt. 
Sekretär Abg. v. Daniels verließt das Protokoll der Sitzung vom 20. 
d. M., welches, nach einem ſofort befeitigten Einwande des Herrn v. Berg 
ohne Weiterungen angenommen wird. f a ee 
Hr. Camphauſen (gefpannte Aufmerkſamkeit): Das Bedürfniß, einige 
Worte zu Ihnen, meine Herren, zu reden, liegt für mich ſehr nahe. Die Na⸗ 
tionalverſammlung, das ganze Land erwartet mit Recht eine Erklärung über 
meinen Austritt aus dem Minifterium. Die frühere politiſche Verfaſſung un⸗ 
ſeres Reiches bot nur Wenigen eine hinreichende Gelegenheit, ſich dem Lande 
bekannt zumachen. Vier Mitglieder der nach den März⸗Ereigniſſen berufenen 
Miniſterien gehörten dieſen an. Sie wurden durch Vertrauen der Krone und des 
Volkes an ihre Plätze geſtellt, wenngleich fie unter einander in mancher Beziehung 
nicht vollſtändig überſtimmten. Sie mußten mit allen Schichten der Geſellſchaft in 
Verbindung treten, und ſich beſtreben, dem Einen Vertrauen, dem Anderen 
dagegen mindeſtens kein Mißtrauen einzuflößen; fie mußten dahin wirken, ein 
Minifterium der Vermittlung, des Ueberganges aus der alten in die neue 
Zeit zu bilden. Deshalb beanſpruche ich mit ganzer Zuverſicht, daß man meine 
Handlungsweiſe auf dem Boden beurtheilen werde, auf dem ich geſtanden. Ich 
Unterwerfe mich jedem billigen Urtheil, ob die Aufgabe, die ich mir flellte, nicht ſo hat 
geſtellt werden müſſen. Wenngleich die Zweckmäßigkeit mancher von mir gewählten 
Mittel fraglich gemacht wurde, ſo konnte hinwiederum darüber kein Zweifel obwal⸗ 
ten, wann der Augenblick einer durchgreifenden Modifikation gekommen war. Dieſe 
wurde unerläßlich, ſobald 1) mein Ministerium einer ſtarken Maforität in der 
Verſammlung entbehrte, und 2) als die Bedeutung der hieſigen Märzereigniſſe 
verſchieden aufgefaßt wurde, und namentlich aus der Benennung Revolu⸗ 
tion allerlei Conſequenzen gezogen wurden. Die Verſammlung ſelbſt befand 
ſich in dieſem Sinne in einem entſchiedenen ſchreienden Gegenfage. Anſtatt, 
daß eine Auffaſſungswelſe, wie ich fie auffiellte, die nöthige Maforität der Ders 
ſammlung für das Miniſterium ſtärken ſollte, wurde ich inne, daß die Vervoll⸗ 
ſtändigung des von mir gebildeten Cabinettes unmöglich ſei, weil man an den 
Beſtand deſſelben nicht glaubte. Das der Grund meines Abtretens! — Und 
dennoch darf ich behaupten, daß ich mein Portefeuille im beſten Zuſtande zu⸗ 
rückgegeben. Die conſtituirende Nationalverſammlung iſt berufen worden, der 
Thronfolger zurückgekehrt, begehrte heilſame Geſetze theils vorgelegt, theils vor⸗ 


bereitet. — Es bleibt der Kammer nunmehr überlaſſen, daß fie ſich auch über 


ihre eigene Geſinnungen klar werde. 
* Das 925 muß 10 noch schließlich hinzufügen, daß zwei Gründe meinen 
Austritt nicht veranlaßt haben: 1) nicht die auswärtigen kriegeriſchen Verhält⸗ 
niſſe, denn gerade an dem Tage, an welchem ich meine Dimiſſton einreichte⸗ 
trafen annehmbare Friedensvorſchläge ein und 2) nicht etwa die Beſchränkung 
in der Wahl meiner Mit⸗Miniſter, denn ich hatte die ausgedehnteſten Vollmach⸗ 
in Händen. 

bi 111 die Kammer ihr Heil und ihr Gedeihen darin finden, daß ſie vor 
allen Dingen das ausgedehnteſte Selbſtvertrauen gewinne, dann iſt ihr und uns 
Allen geholfen! — (Rauſchendes Bravo.) g d 

Finanzminiſter Hanfemann: Dem, was mein verehrter Freund in Bes 
zug auf die erfolgte Auflöſung feines Cabinettes geſprochen, habe ich nichts hin⸗ 
zuzufügen. Doch ich muß mich ſeinem Vortrage anſchließen, da mich des Kö⸗ 
nigs Majeſtät nach feinem Abgange mit der Bildung eines neuen Miniſteriums 
beauftragte. Zur Ausführung einer ſolchen Miffton iſt eben großes Vertrauen 
nöthig, das bei mir vermuthet wurde, zudem beſaß auch ich die breiteſten Voll⸗ 
machten. Auch mein Zweck mußte ſein, dem Miniſterium eiue ſtarke Majorität 
zu verſchaffen Doch auch mir gelang das Werk, welches mein verehrter Freund 
erfolglos angegriffen, nicht, wenngleich ich an dem fetzt gebildeten Cabinette 
Antheil genommen. — Es möge mir vergonnt fein, hier die Grundfäge offen 
darzulegen, die demſelben fortan zur Richtſchnur dienen werden: i 

„Wir wollen die dauerhafte Begründung der conſtitutionellen Monarchie. 
Deshalb halten wir feſt an dem Zweikammeer⸗Syſtem und an dem Grundfage, 
daß die geſetzgebende Gewalt von den beiden Kammern und dem Könige gemein⸗ 
ſchaftlich ausgeübt werde. Deshalb wollen wir aber auch, daß die Bildung je⸗ 

er Kammer in einer Weiſe erfolge, durch welche ihr hinreichendes Vertrauen 
und Anfehen im Volke gesichert wird; zu dieſem Zweck möge die erſte Kammer 
auf einer volksthümlicheren Baſis, als es in dem von der Regierung vorgeleg⸗ 
ten Verfaſſungs⸗Entwurf vorgeſchlagen worden iſt, begründet werden. 

Wir halten uns überzeugt, daß die Wünſche und Bedürſniſſe des Landes 
die Vefeſtigung der erworbenen Freiheit und, — zum Schutze derſelben, fo wie 
zur Wiederherſtellung des geſtörten Vertrauens — die Stärkung der Staatsge⸗ 
walt dringend erheiſchen; damit auf der einen Seite keine Beſorgniß vor einem 
Verſuch zur Wiederherſtellung des früheren Regierungs⸗Syſtems entſtehe, auf 
der anderen Seite die Freiheit nicht in Anarchie ausarte. So weit die beſtehen⸗ 
den Geſetze nicht zur Erfüllung dieſer Aufgabe ausreichen, werden wir keinen 
Anſtand nehmen, Ihre Mitwirkung zur Erlangung der nothwendigen Mittel 
in Anſpruch zu nehmen; denn die größten Gefahren im Innern und nach Außen 
würden für Preußen und für Deutſchland daraus entſtehen, wenn nicht bald 
das Vertrauen auf geſetzmäßige Ordnung und auf feſte Begründung der con⸗ 
ſtitutionellen Monarchie ſich allgemein befeſtigte. Zur Erreichung dieſes Zwek⸗ 
tes werden wir nicht nur gemeinſam mit Ihnen die Vereinbarung über die 
Staats- Verfaſſung zu fördern uns bemühen, ſondern Ihnen auch in kurzer Zeit 

diejenigen Geſetzte vorlegen, welche am nothwendigſten find, um die mit der neu⸗ 
en Verfaſſung nicht vereinbaren Verhältniſſe zu ändern und in Harmonie mit 


derfelben zu bringen. Wir werden Ihnen unverzüglich zur weiteren Entwicke⸗ 


lung der nationalen Wehrkraft ein Geſetz über die Bürgerwehr vorlegen; ihr 
Beruf iſt, die het Matte en Freiheit und die geſetzliche Ordnung zu ſchüz⸗ 
zen, ſo wie bei der Vertheidigung des Landes gegen äußere Feinde mitzuwirken. 
Bereits beſtzen Sie eine Denkſchrift, in welcher die Grundzüge eines Geſetzes 
zur Befreiung des Eigenthums von den Feſſeln angedeutet ſind, die deſſen vor⸗ 


theilhafteſte Benutzung in einem großen Theile der Monarchie lähmen. Unſere 


eifrigfte Sorge wird darauf gerichtet fein, dies] Geſetz bald zu entwerfen nud 


vorzulegen. Es erſcheint uns dringend nothwendig, daß die innere Landes⸗Ver⸗ 
waltung überall mit den coaſtituirenden Grundſätzen in Einklang gebracht werde. 
Zu dieſem Zwecke werden wir bald den Entwurf einer freiſinnigen Gemeinde⸗ 
Ordnung, die auf dem Grundſatze der Selbſt-Verwaltung der Gemeinde⸗Inte⸗ 
reſſen beruht, einbringen. Indeſſen wird damit jener Einklang noch nicht ge⸗ 
nügend und nicht frühzeitig genug erreicht, und eine durchgreifende Umbildung 
der Bezirks⸗Verwaltung iſt nothwendig, wenn die Organe der Staats⸗Gewalt 


überall harmoniſch mit dem Miniſterium im conſtitutionellen Geiſte kräftig wir⸗ 


ken ſollen. Wir glauben, daß dies Bedürfniß allgemein erkannt wird. Des⸗ 
halb werden wir nächſtens eine Reorganifation jener Verwaltung anordnen, 
durch welche die Ausführung der Gemeinde⸗Ordnung zweckmätzig vorbereitet und 
die Organe der Staatsgewalt vereinfacht und gekräftigt werden. 

Unſer Plan zur Reorganiſation der Rechtspflege geht von der Abſichi aus, 
die anerkannten Vorzüge des Rheiniſchen Gerichtsverfahrens in nicht ferner Zu⸗ 
kunft im ganzen Lande zu verallgemeinern und die dieſen Zweck befördernden 
Vorbereitungen zu beſchleunigen. In der Steuer⸗Geſetzgebung find weſentliche 
Reformen vorzubereiten; die dringlichſte iſt das Aufhören der Steuerbefreiun⸗ 
gen, zu deren Befeitigung ein Geſetz vorgelegt werden wird. Zur Belebung 
der Erwerbthätigkeit, alſo zur Beſeitigung der Noth der handarbeitenden Volks⸗ 
klaſſen, giebt es für jetzt kein wirkſameres Mittel, als die Herſtellung des ge⸗ 
ſchwächten Vertrauens auf Erhaltung der geſetzlichen Ordnung und die baldige 
feſten Begründung der konſtitutionellen Monarchie. Indem wir mit allen Kräften 
dieſes Ziel verfolgen, wirken wir alſo der Erwerbsloſigkeit und Noth am ſicher⸗ 
ſten entgegen. Aber die Beſchaffung von Beſchäftigung durch öffentliche Ar⸗ 
beiten, die dem Lande wahren Nutzen bringen, iſt hierzu ebenfalls nothwendig. 
Wir werden daher in dieſer Beziehung den von dem früheren Miniſterium 
bereits begonnenen Weg, nach Maßgabe der uns zu Gebot ſtehenden Mittel, 
verfolgen, jedoch noch weit umfaſſendere Arbeiten zum Heil aller erwerbenden 


Volksklaſſen anordnen, ſobald mit Ihrer Unterſtützung es uns gelingt, die durch 


Unruhen und Aufreizungen genährten Beſorgniſſe vor dem Umſturz der ſtaat⸗ 
lichen Verhältniſſe zu beſeitigen und das zur Beſchaffung der erforderlichen 
Geldmittel nothwendige allgemeine Vertrauen wieder herzuſtellen. Alſo in der 
Geſetzgebung, in der Verwaltung, in unſerem Thun und Handeln — nicht in 


abſtrakten Erklärungen, die verſchiedenartiger Deutung ausgeſetzt find — faſſen 


wir die denkwürdige Ereigniſſe des Monat März und unſere Anerkennung der 
damals ſtattgehabten Revolution auf, einer Revolution, deren ruhmvoller und 
eigenthümlicher Charakter darin beſteht, daß ſie — ohne Umſturz aller ſtaat⸗ 
lichen Verhältniſſe — die konſtitutionelle Freiheit begründet und das Recht 
zur Geltung gebracht hat. Auf rechtlicher Grundlage ſteht dieſe Verſammlung, 
ſteht die Krone; dieſe Grundlage halten wir feſt. (Anhaltender einſtimmiger 
Beifall.) Miniſterpräſident v. Auerswald fügt dieſem Vortrage einige be⸗ 
ſtätigende Worte hinzu, welche feine rückſichtsloſe Hingebung für die gute 
Sache ausdrücken. Finanzminiſter Hanſemann: Das neue Miniſterium 


hat der hohen Verſammlung nunmehr das Programm der Grundſätze für ſeine 


künftige Handlungsweiſe mitgetheilt. Auch der Adreßentwurf befindet ſich i 
Vera nn den u Vale baldige Berathung iſt in Ausſicht. — Möge beer 
Adreßentwurf wieder an die betreffende Kommiſſion zu erneuter Redaktion zu⸗ 
rückgegeben werden, damit in der Faſſung deſſelben einige nothwendige Aende⸗ 
rungen vorgenommen werden, welch durche die plötzliche Aenderung der Geſin⸗ 
nungen des Miniſteriums bedingt werden. Dieſe erſte Bitte, die wir Ihnen 
vorlegen, ſoll uns überzeugen, auf welche Höhe des Vertrauens das neue Kabinet 
bei Ihnen zu rechnen haben wird. (Murren.) Hr. Weichſel ſpricht ſich 
ſehr energiſch gegen dieſe Handlungsweiſe des Miniſteriums aus. Schon ein 
Mal ſei auf ſolche Weiſe eine Kabinetsfrage entſtanden. Die Verſamm⸗ 
lung wolle aber frei berathen und ſich nicht „captiviren“ laſſen. Schon bei der 
Revolutiosfrage ſei von Neuem Zwieſpalt entſtanden, während doch gerade 
jene es ſei, der wir die Regulirung unſerer Verhältniſſe zu danken haben. (Un⸗ 
terbrechung, Unruhe.) Vor Jahren habe man die Spiegelfechterei der dema⸗ 
gogiſchen Umtriebe und das Streben Einzelner für wahre Freiheit als die frucht⸗ 
loſen und verbrecheriſchen Bemühungen einzelner unruhiger Köpfe genannt. Es fiel 
Niemandem ein, ihre Partei zu führen, wie es jetzt Niemandem einfallen möchte, 
die Partei der Reaktion zu führen. (Ruf: zur Sache!) Dies gehörtzur Sache! Klar 
iſt es aber, daß eine Revolution geweſen, wenn das Bedürfniß derſelben ſogar, wie 
hier geſchehen, in die unterſten Volksklaſſen gedrungen. (Beifall, Ziſchen. Man 
klatſcht auf der oberſten Tribüne. (Mißbilligung der Kammer.) Finanzmini⸗ 
ſter Hanſemann: Es iſt nicht unſere Abſicht, leichtſinniger Weiſe Kabinets⸗ 
fragen aufzuſtellen; dennoch 855 wir dem parlamentariſchen Brauche, daß ein 
neues Miniſterium bei feinem Al 
proben, mit welchem Grade des Vertrauens es vom Lande begrüßt wird. 
Vicepräſ. Eſſer fordert die auf der oben erwähnten Tribüne Beſindlichen 
auf, ſich, wie es das Reglement vorſchreibt, jedes Zeichens des Beifalls oder 
des Miß fallens zu enthalten, widrigenfalls er zu anderen Maßregeln greifen werde. 
Es folgt nun eine längere Debatte, über welche unſere Leſer ſich aus dem ſte⸗ 
nographiſchen Berichte informiren wollen. Ruf nach dem Schluß. Dafür ſpricht auch 
Hr. Jung, weil die Sache klar ſei und die Anſichten darüber ſich feſtgeſtellt ha⸗ 
ben. Das vorige Miniſterium habe die Adreßdebatte gefordert, weil es das 
Bedürfniß, ſich auszuſprechen gefühlt. Das Bedürfniß, ein Progamm zu be⸗ 
kunden, müſſe aber den allgemeinen Bedürfniſſen des Laudes weichen. Ueber 
haupt ſei das Adreßweſen der Zopf des alten Conſtitutionalismus, indem Adreſ⸗ 
fen lediglich die Wahrheit verhüllen. Hiermit erklärt der Präſtdent die Debatte 
für geſchloſſen. (Nächſte Sitzung Dienſtag.) 


Breslau, den 26. Juni. Nach einer uns heute gewordenen Mittheilung 
von einem Reiſenden iſt der Erzherzog Johann am 24. d. M. Vormittags in 
Wien eingettoffen. Da man feine Ankunft um dieſe Tageszeit nicht vermuthete, 
fo unterblieb der demſelben zugedachte feierliche Empfang. Dagegen wurde ihm 
am Abende deſſelben Tages ein großer Fackelzug mit Muſikbegleitung gebracht, 
wofür der Gefeierte vom Balkon der Burg herab ſeinen tiefgefühlten Dank aus⸗ 
ſprach. Er ſoll dabei unter Anderm geäußert haben, daß ihm dieſe Ovation 
unendlich wohlthue, da er nicht wiſſen könne, ob ihm nicht ſchon am nächſtfolgen⸗ 
den Abende eine Katzenmuſik gebracht werde. In dieſem Falle habe er dann doch 


itritt eine durchgreiſende Frage ſtellt, um zu er⸗ 
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auch einen Ton der Freude in Wien erlebt. Wir wünfchen aufrichtig, daß ein 


ſolcher Fall niemals eintreten möge, könuen uns indeß laut nachſtehenden Grün⸗ 


den eines leiſen Zweifels daran nicht erwehren. Geſtern Vormittags nämlich 
verbreitete ſich in Wien das Gerücht, daß der Erzherzog mit ſehr be⸗ 
ſchräntter Vollmacht verſehen ſei und in Folge deſſen ſeine Anweſen⸗ 
heit nicht die Befriedigung gewähren köune, die man allgemein gehofft hatte. 
Man beabſichtigt deshalb, am 26. durch eine aus der National⸗Garde und der 


akademiſchen Legion gewählte Deputation den Erzherzog um Mittheilung zu bitten, 


wie weit feine Vollmachten gehen und für den Fall, daß dieſelben, wie das Ge» 


rücht beſagt, ſehr beſchränkt ſeien, ihn zu erſuchen, in ſeiner Eigenſchaft als 


Stellvertreter des Kaiſers unter den obwaltenden Umſtänden die Stadt möglichſt 


bald wieder zu verlaſſen. 
Frankfurt a. M., den 25. Juni. 
konſtituirenden National-Verſammlung am 23. Juni. 


a (Schl. Zig.) 
22ſle Sitzung der Deutſchen 
In der 


heutigen Sitzung nahm Herr Zitz das Wort. Die Auflöſung des Bundestags, 


äußerte er, erſcheint nothwendig, da die Vertretung der Fürften- Souverainetät 
nicht neben der National⸗Verſammlung, der Vertretung der Volks-Souverainetät, 
beſtehen kann. Es iſt geſagt worden, der Bundestag und die Regierungen haben 
bei den Wahlen mitgewirkt; wäre dies auch der Fall, ſo haben ſie ſich der Revo⸗ 
lution unterworfen. Der Vorſchlag, daß die Bundes-Verſammlung als Staats, 
rath fortbeſtehen ſoll, iſt ein Zugeſtändniß; denn dann wäre ſie nur ein berathen⸗ 
des Kolleg, keine Regierung. Wozu aber wäre dieſe berathende Stelle nöthig? 
Vertreter des Fürſten⸗Jutereſſes beſtehen zu laſſen, hat die National⸗Verſammlung 
keinen Grund. Sind die jetzigen Bundestags⸗Geſandten, wie behauptet worden, 
Volksmänner, dann mögen fie von der Centralgewalt verwendet, als Miniſter bes 
ſtellt werden. Schon dadurch, daß die Verſammlung die Niederſetzung der Gens 
tralgewalt beſchließt, giebt fie zu erkennen, daß fie eine Einheitsgewalt hinſtellen 
will, der ſich die Fürſten unterwerfen müſſen. Wollen wir eine ſtarke Gentrals 
gewalt, ſo dürfen wir unſerem Rechte nicht das Geringſte vergeben, ſo müffen wir 
ohne Vereinigung die Centralgewalt bilden. Die proviſoriſche Regierung muß 
der National⸗Verſammlung verantwortlich fein. Die kollegialiſche Form (es ſoll 
eine Kommiſſton ernannt werden) iſt am beſten geeignet, das Vertrauen zu ſtarken. 
Der Redner und feine Freunde hegen nicht das engherzige Mißtrauen, daß ein 
ausgezeichneter Mann die anderen ins Schlepptau nehmen, oder daß gegenſeitige 
Eiferſüchteleien die Mitglieder aus einander ziehen werden. 

Rado witz iſt beſtimmt worden, für den Vinkeſchen Antrag zu ſprechen. Er 
leitet ſeine Rede mit einigen Bemerkungen über den Stand der Parteien ein. 
Wenn man unter Reactionalren ſolche verſteht, die das Vintergegangene wieder 
hervorrufen wollen, ſo ſteht keiner von denen, die hier ſind, in dieſer Partei. Es 
giebt Männer, welche der alten Monarchie treu gedient haben; aber ſie haben die 
Mängel des Polizeiſtaates nie verkannt; fie wollten den Rechtsſtaat mit einem 
rechtlichen Uebergange; fie wünſchten Evolutionen, nicht Revolutionen. Die alten 
mangelhaften Zuftände find untergegangen; fie find gewichen, nicht blos dem Geſetz 
der Nothwendigkeit, ſondern der höheren ſittlichen Vernichtung. Man will fie 
nicht mehr zurückrufen. „Richten Sie uns nach unſeren Handlungen, daſſelbe 
rufen wir Ihnen zu. Wir Alle wollen Deutſchlands Wohl, auf ſehr verſchiedenen 
Wegen: darum ſind wir politiſche Gegner. Dies ſchließt aber perfönliche Achtung 
nicht aus. Es giebt auch perſönliche Sebſtſucht, aber auf allen Seiten, und fie darf 
nicht vorausgeſetzt werden. Die Feſthaltung dieſes Grundſatzes würde unſer 
großes Werk ſehr fördern.“ Was die Sache ſelbſt angeht, jo giebt der Redner 
feine urſprüngliche Meinung, nämlich drei Perſonen zu beſtellen, auf, da die Des 
batte gezeigt hat, daß die Mehrzahl ſelbſt der verſchiedenen Parteien für die Ein⸗ 
heit iſt. Was die Art der Beſtellung betrifft, ſo beſtehen zwei Hauptanſichten, je 
nachdem die Ernennung von den Regierungen oder von der National⸗Verſamm⸗ 
lung ausgehen ſoll. Beide Hauptanſichten haben drei Unters Abtheilungen, je 
nachdem die Regierungen oder die National⸗Verſammlung allein die Ernennung 
vornehmen oder mehr oder weniger die Initiative ergreifen ſollen. Es iſt ein 
bereits vom Redner neulich hervorgehobenes Mißverſtändniß, wenn gefragt wurde, 
ob die Wahl von den Fürſten ausgehen ſolle oder vom Volke. In conſtitutionellen 
Staaten find die Minifter Vertreter der Mehrheit dee Volkes. Es handelt ſich 


| alfo nur darum, ob die einzelnen Deutſchen Volkstheile wählen ſollen oder das 


in der hieſigen Verſammlung vertretene ganze Volk. Das erſtere iſt vorzuziehen, 
um die einzelnen Stämme zu berückſichtigen. Die Regierungen werden nie einen 
Mann, der nicht das allgemeine Vertrauen genießt, ernennen. (Widerſpruch.) 
Sie werden es nicht thun, glaubt der Redner; ſonſt werden fie ihr eigenes Grab 
graben. Man wird nach dem populaärſten Mann greifen, ſei er Fürſt oder Privatmann. 
Wenn die National⸗Verſammlung ſelbſt wählt, fo wird die Wahl vorausſichtlich 
auf einen und denſelben Namen fallen; in der Sache alſo iſt es daſſelbe. 
Wenn die NationalsBerfammlung das Wahlrecht den Regierungen überträgt, ſo 
überträgt ſie es den einzelnen Volksſtämmen. Die National-Verſammlung ge⸗ 
braucht ihre Kraft in Weisheit und Mäßigung. Sie überträgt das ihr allein 
zuſtehende Recht den Regierungen, daß heißt den einzelnen Volksſtaͤmmen frei⸗ 
willig. (Beifall.) 0 


Ruge it für den Blumſchen Antrag. Der Vorredner erkennt der National⸗ 


Verſammlung das Recht zu, die Perſonen der Exekutivgewalt zu ernennen, aber 


auch das Recht, es den einzelnen Staaten zu Übertragen, und hält dieſe Uebertra⸗ 
gung für politiſch. Dem widerſpricht, daß Deutſchlands ganze Entwickelung 
dahin geht, daß mit Aufhebung der Sonderheiten ein Geſammtſtaat gegründet 
werde. Das Nationalgefühl hat überall Platz gegriffen, und feine Berechtigung, 


iſt nicht zu verkennen. Wenn die Verſammlung dieſen Drang nicht berückſichitgt 

ſo begeht ſie einen Hochverrath an der Deutſchen Nation, die hier und nirgends 
anders verſammelt iſt. Die Despotie iſt vernichtet; nachdem die Ropaliſten durch 
Dachziegel und Flintenkugeln überzeugt worden find, haben fie das FonftitutioneDe 
Prinzip anerkannt. Die Regierungen werden ſich nicht vereinigen über den po⸗ 
pulairſten Mann; fie werden ſich über einen Kürften vereinigen, der in Steyer⸗ 
mark lebt, der einen guten Trinkſpruch ausgebracht hat, deſſen politiſche Thaten 
wir aber nicht kennen, oder es wären die Thaten des Hauſes Habsburg. Die 
wahre konſtitutionelle Monarchie iſt in der That nichts Anderes als die Republik, 
der Fürſt beſteht nur noch dem Namen nach. Im Geſammtſtaat Deutſchlands 
iſt noch kein Herr, und es wäre gegen den Frieden, welchen die früheren Zuſtände 
und die Revolution von 1848 mit einander geſchloſſen haben, wenn in das Ton- 
ſtitutionelle Syſtem vom Geſammtdeutſchland ein bloßer Name gebracht würde, 
Die Mehrheit der Verſammlung kann nicht beſchließen, was ſie will; ſie kann 
nur auf republikaniſcher Baſis beſchließen und nicht über das hinausgehen, woher 
ſie ihr Daſein ableitet, und wohin ihre Beſtimmung geht. Wer aus der Na⸗ 
tional⸗Verſammlung herausgenommen wird, wird aus der Nation als ſolcher 
herausgegriffen. Es darf keine unverantwortliche Gewalt beſtehen; ſchon durch 
die Bezeichnung als Reichs⸗Statthalter würde das Gefühl verletzt; wer unver⸗ 
antwortlich iſt, der iſt aus der menſchlichen Geſellſchaft ausgeſchloſſen; denn das 
größte Recht eines Mannes iſt, für feine Handlungen einzuſtehen und fie zu ver⸗ 
antworten. Unverantwortlichkeit iſt logiſche und politiſche Unmöglichkeit. Wenn 
der Schoderſche Antrag den Regierungen die Bezeichnung des Präſidenten über- 
laͤßt, jo iſt es eine Verletzung des Freiheitsgefühls; denn der Menſch verliert 
ſeine Freiheit, der ſich für ſeine Wahl die Bezeichnung, die Initiative von anderer 
Seite gefallen läßt. In dieſer republikaniſchen Verſammlung haben gar Manche 
Platz nehmen müſſen, welche gegen die Republik geſprochen habeu. Der Verfaſſer 
des Ausſchuß⸗Entwurfes hatte bedenken ſollen, daß in den einzelnen Staaten keine 
eigentlichen Monarchien, ſondern nur (durch die Konftitutionen) mediatiſirte ſind. 
Statt der Fürſten⸗Republik des Bundestages vertritt die Verſammlung die Volks⸗ 
Republik. Der Redner erklärt für ſich und ſeine Freunde, daß ſie für nichts 
Anderes ſtimmen werden, als für die volle Souverainetät des Volkes. Sie müͤſ⸗ 
ſen gegen einen anderen Beſchluß vor ganz Deutſchland und vor ganz Europa 
proteſtiren. Andere mögen das Recht übertragen; für ſie iſt es ein Prinzip, — 
und das kann man nicht aufgeben. Denn wer ein Prinzip aufgiebt, giebt feine 
Seele auf. k 

Apenrade, den 20. Juni. Seit dem 12. haben wir die Tannſchen und 
Aldoſſerſchen Freiſchaaren bei uns, und faſt täglich treffen kleine und größere Vers 
ſtärkungen derſelben ein, geſtern z. B. 48 Mann vom Rantzauſchen Frei⸗Korps. 
Der Generalmarſch ertönte in den erſteren Tagen zu wiederholten Malen und 
führte die kriegsluſtigen jungen Männer in wenigen Minuten in Reihe und 
Glied; blinder Lärm war aber ſtets die Veranlaſſung dazu geweſen. Die Stadt 
iſt verbarrikadirt und auf einen Angriff gefaßt. Die Schleswig- Holſteiniſchen 
Truppen liegen füd- und ſüdweſtlich in der Nähe der Stadt und können in einer 
Stunde durch Signale herbeigerufen werden. Die Preußen ſtehen hinter ihnen 
und werden auch nicht auf ſich warten laſſen. 

— Vorgeſtern, am 18. Juni, war der Geburtstag des Hrn. Major v. d. 
Tann; er hat gerade vor 33 Jahren, alſo in demſelben Jahre und an demſelben 
Tage das Licht der Welt erblickt, an welchem die Schlacht von Waterloo gejchla- 
gen wurde. Als die hieſigen Bürger gegen Abend hiervon Kunde bekamen, 
ward ſchnell der Beſchluß gefaßt, unſerem tapfern Beſchützer und in ihm ſeine 
todesmuthigen Schaar ein Hoch zu bringen. Gegen 10 Uhr ſtellten die Bürger 
ſich in großer Zahl vor ſeiner Wohnung im „Norddeutſchen Hotel“ mit der 
ſchwarz⸗roth⸗goldenen Fahne auf; Herr Dr. Schow richtete ein paar Worte an 
den Gefeierten, worin u. a. der heldenmüthigen Einheit Deutſchlands vor 33 
Jahren wie der Gegenwart Erwähnung geſchah und ſchloß mit einem Hoch, das 
aus voller Seele aus vielen hundert Kehlen dreimal widertönte. Weißgekleidete 
junge Mädchen erſchienen und überreichten einen Lorbeerkranz nebſt einigen Verſen. 
Der edle, beſcheidene Held des Tages trat vor und drückte uns tiefgerührt die 
Hände, äußerte, ſolch einen Geburtstag noch nicht erlebt zu haben und ver- 
ſicherte, fo viel an ihm läge, ſolle die Stadt Apenrade möglichſt geſchützt und ge⸗ 
ſichett werden. Seine Schaar brachte ihm wiederholte Vivats, einen Fackelzug 
und die kräftigen Männerchöre erfüllten bis Mitternacht die belebten Straßen. 

Prag, den 22. Juni. Es find mir aus verfihiedenen Theilen der Provinz wie 
lous dem Auslande Dankadreſſen für die Unterdrückung der in den 
etzten Tagen ſtattgefundenen Unruhen theils zugemittelt, theils 
durch Deputationen überreicht worden. Indem ich für die in dieſen Dankadreſ⸗ 
ſen ausgeſprochenen wohlwollenden und auf mein Gemüth wohlthätig wirkenden 
edlen Geſinnungen meinen verbindlichiten Dank ausdrücke, fühle ich mich durch 
dieſen Anlaß zu der Erklärung verpflichtet, daß ich die Waffengewalt 
teineswegs zu einem Parteienkampfe der Nationalitäten, ſon⸗ 
dern zur Bekämpfung eines offenen Aufruhrs anzuwenden 
bemüßigt war. 
Fiüuͤrſt Windiſchgrätz, F. M.⸗L. und kommandirender General, 

— Die Nachrichten aus Agram vom 23 ſten ſind im hoͤchſten Grade 
beunruhigend. Die in Peſth veröffentlichten K. Befehle, nach welchen der abwe, 
ſende Banus entſetzt iſt, haben dort Eingang gefunden, und da zugleich Berichte 
aus Innsbruck einliefen, nach welchen ſich dieſe Königl. Entſchließungen beſtätigen, 
ſo erfolgte eine furchtbare Aufregung. „Der Banus iſt in Gefahr 
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dies iſt das Loſungsgeſchrei und findet überall Echo. 4 Bataillons Grenz⸗Sol⸗ 
daten ſtehen in der Umgebung und warten nur auf den Augenblick, um loszu⸗ 
ſchlagen. 5 

re ae Neueſten Nachrichten zufolge ſoll durch die Vermittelung des Grafen AL 
bert Rugent zwiſchen den Serben und dem F. M.⸗L. Baron Hrabowsky ein Waf⸗ 
fenſtillſtaud von 12 Tagen geſchloſſen und die Feſtung Peterwardein ?) überge⸗ 
ben worden fein. Das Standtecht iſt in Neuſatz und G. Kikinda aufgehoben. 
Cernoevics hat ſich nach Peſth geflüchtet. 8 . 
Kronſtadt, den 15. Juni. Das Siebenb. Wochenblatt verſichert folgende 
Coyjunktur über die Abtretung der Moldau und Wallachei an Ruß⸗ 
laud von einer fonft ziemlich zuverläſſigen Quelle erfahren zu haben: daß die 
Pforte als Loskaufungsſumme für die Moldau und Wallachei 20 Millionen Pla⸗ 
ſter verlauge. Rußland iſt bereit, dieſe Summe den beiden Fürſtenthümern vor⸗ 
zuſtrecken, und erbietet ſich außer dieſer Summe zu einem Darlehen von andern 
20 Millionen zur Errichtung einer Moldau-Walachiſchen Nationalbank. Dafür 
haben die Fürſtenthümer ihre Salinen, Bergwerke und Kirchengüter an Rußland 
zu, verpfänden. Zur ferneren Sicherheit des Protektors ſollen fofort 160,000 
Mann Ruſſiſcher Truppen die Fürſtenthumer beſetzen. Die ganze Geſchichte ſoll 
auf dem eben zuſammenberufenen Landtag verhandelt werden, und verweigern die 
Stande ihre Unterſchrift zur Annahme dieſes Antrages, ſo ſind die beiden Fürſten 
beauftragt, die Namen der Stände nur ſelbſt zu unterzeichnen und das Papier 
nach Petersburg zu ſchicken, wo dann alles Weitere ſchon in Ordnung gebracht 
werden wird. — Auf des Ruſſiſchen Kommiſſairs, General Duhamel's Be— 
fehl iſt in den Fürſtenthümern eine fofortige genaue Aufnahme aller vorräthigen 
Laudeserzeugniſſe eingeleitet und deren Ausfuhr vom Augenblick der Aufnahme auf 
das Strengſte verboten, da dieſe Vorraͤthe für die bald zu erwartenden Ruſ— 
ſiſchen Truppen beſtimmt ſind. 


Ausland. 


Frankreich. a 
Paris, den 22. Juni. An den Geſandten ber Deutſchen Hanſeſtaͤdte, 
Herrn Rumpf, welcher vorgeſtern der vollziehenden Kommiſſion die Anerkennung 
der Franzöſiſchen Republik von Seiten dieſer Städte notifizirte, hat eines der Re— 
gierungs- Mitglieder, laut dem Moniteur, folgende Antwort gerichtet: „Die 
vollziepende Kommiſſion empfängt mit Vergnügen im Namen Frankreichs die 
Anzeige von der Anerkennung der Franzöſiſchen Republik durch die freien Hanſe⸗ 
ſtaͤdte, ſo wie die Bezeugungen von Zuneigung, welche fie für die Orundfäge aus⸗ 
drücken, die unſere Revolution proklamirt hat. Die alterthümliche Städte, die Sie 
vertreten, ſind die Wiege der Demokratie und baben ſtets d 
Freiheit zu vereinigen gewußt. Schon durch dieſe allgemeinen Grundſätze verbun⸗ 
den, ſind die Republik und die freien Städte einander noch durch zwei große In⸗ 
tereſſen genähert worden, welche auf immer ihre Vereinigung gründen, erſtens die 
Freiheit der beiden Meere, dieſes Erbgut der Hanſeſtädte, zu deſſen Erhaltung wir 
aus allen Kräften beitragen wollen; zweitens die Einheit Deutſchlands, wovon 
Sie einen ſo intereſſanten Theil vertreten und deren Entwickelung zu unterſtützen 
die Franzöſiſche Politik die ganz beſondere Abſicht hegt. Stellen Sie biefe dop⸗ 
pelte Verſicherung den Senaten der vier Städte zu, in deren Namen Sie zu uns 
ſprechen, und was Sie perſönlich betrifft, Herr Miniſter, ſo ſeien Sie überzeugt, 
daß die Februar-Revolution, weit davon entfernt, in unſeren internationalen Ver⸗ 
hältwifjen einen Wechſel eintreten zu laſſen, die Bande im Eegentheil ſeſter und 
und enger ſchließen wird, welche die freien Städte mit Frankreich verknüpften.“ 
— Venedig hat einen Geſandten hierher geſchickt, der im Hotel Vaillif wohnt 
und den Mitgliedern der Vollziehungs-Gewalt, ſo wie den Miniftern, bereits 
mehrere Veſuche abgeſtattet hat. Derſelbe hat den Auftrag, Frankreich zu bewe— 
gen, Venedig, als ſeinem alten Bundesgenoſſen, in Wiederherſtellung der republi⸗ 
kauiſchen Staatsform Hülfe zu leiſten. 

— Zwei Linienſchiffe zu Toulon find befehligt, zur Verſtärkung des Mittel: 
meer⸗Geſchwaders nach Neapel abzugehen. 

— Bei ber Heerſchau, welche vorgeſtern die vollzieheude Kommiſſion über die 
neu errichtete, aus etwa 2000 Mann beſtehende republifanifche Garde hielt, er⸗ 
Härte Herr Arago in einer Anrede an die Mannſchaft, daß ſie das volle Ver⸗ 
trauen der Regierung beſitze, welche auf ſie gegen alle Feinde der demokratiſchen 
Republik zähle, gleichviel wie dieſelben verkappt ſeien. 

— Der Moniteur enthält folgende Verordnungen: 1) Dekret, welches 

die Abſſimmungs-Art durch Theilung in folgendes Verfahren umändert: Der 
Präſidert fordert ſammtliche Mitglieder auf, ſich auf ihre Plätze zu begeben, wo 
bereits weiße und blaue Stimmzettel, mit dem Namen des Deputirten auf der 
Rückſeite, beren liegen. Huiſſiers mit Urnen ſammeln dann dieſe Zettel, deren 
weiße Farbe für de Annahme, die blaue für die Verwerfung ſpricht. Auf das 
Verlangen von 20 Mitgliedern vor Beginn der Abſtimmung erſcheinen am an⸗ 
deten Tage die Nama ſämmtlicher Abſtimmenden im Moniteur. 2) Dekret 
welches den Offizieren und den Unteroffizieren der Nationalgarde geſtattet, auch 
daun noch tore Stellen u bekleiden, wenn fie zu Mitgliedern der Nationalvers 
ſammlung gewahlt werde. Dieſe Stellen bilden alſo auch eine Ausnahme von 
dem Unvereinbarkeſts⸗Geſbe. 3) Dekret, welches der Stadt Limoges die Kon⸗ 
kahirung eines Aulehens ud gewiſſe Selbſtbeſteuerungsrechte für 10 J. geſtattet. 
E WMan bezeichnet den General Changarnier als den neuen Befehlshaber 


der Nationalgarde, nachdem dlemens Thomas dieſes Kommando niedergelegt. 


— Es weigert ſich bereits in 18 Departements ein anſehnlicher Theil der 
Bevölkerung, die Zuſatzſteuer von 45 Geutlinen zu bezahlen. Die Regierung 
hat den Einnehmern bel Eintreibung der Steuer die größte Mäßigung empfohlen. 
Eine Art Jury ſoll in den verſchledenen Orten darüber entſchelden, welchen Pers 
ſonen wegen Mittelloſigkeit die Steuer zu etlaſſen ſei. Die direkten Steuern ha⸗ 
ben im März dieſes Jahtes 57, im April 42, im Mai 22 Million. eingetragen. 

Paris, den 23. Junl. Das „Journal des Debats!“ belichtet: „Seit ei⸗ 
nigen Tagen glaubte die Regierung, durch die energiſchen Beſchlüſſe der National- 
Verſammlung gedrängt, endlich Maßregeln ergreifen zu müſſen, um zur Auflöſung 
der National⸗Werkſtatten zu gelangen. Bekanntlich war am 20ſten in allen Bes 
zirken die Zahlung vorgenommen worden, und ungefähr 12,000 Arbeiter, faſt 
alle aus der Provinz, hatten ſich auf die Liſten eintragen laſſen, indem ſie ſich bes 
reit erklärten, nach den Departements abzugehen, um dort bei den Arbeiten, wel⸗ 
che die Regierung angeordnet hat, beſchäftigt zu werden. Die Führer ſuchten 
ihre Kameraden zurückzuhalten, durch Verbreitung des Gerüchts, daß ihnen in der 
Provinz eine ſehr ſchlechte Behandlung bevorſtehe, und daß die, welche ſich ſchon 
dorthin begeben haben, von den Einwohnern geprügelt worden ſeien. Geſtern 
früh erſchien nun eine Gruppe von etwa 400 Arbeitern im Luxembourg und vers 
langte mit der Kommiſſton der vollziehenden Gewalt zu ſprechen. Herr Marie 
willigte in die Annahme einer Deputation, und begaben ſich fünf derſelben zu ihm. 


Als der, welcher au ihrer Spitze ſtand, Herrn Marie anreden wollte, weigerte 


ſich dieſer, ihn anzuhören, indem er ihm ſagte, daß, da derſelbe zu den Banden 
gehört, die am 15. Mai die National-Verſammlung geſtürmt, er in ihm nicht 
das Organ der Arbeiter anerkennen könne. Dann wandte ſich Herr Marie zu 
den vier andern Abgeordneten, zu denen er geſagt haben ſoll: „„Sie ſind nicht 
die Sklaven dieſes Mannes, Sie können ſelbſt Ihre Beſchwerden vortragen.“ 
Nachdem Herr Marie ihre Klagen aufmerkſam angehört hatte, ſuchte er ſie da⸗ 
von abzubringen, daß ſie ſich von den Unruheſtiftern verleiten ließen, die ſie in Ems 
pörungszuſtand gegen die Regierungsgewalt und gegen die Geſellſchaft verſetzen 
wollten. Er beruhigte ſie übrigens vollkommen über die Abſichten der Regierung, 
die ſich eifrig und theilnehmend mit ihrem Looſe beſchäftige. Es ſcheint, daß die 
Abgeordneten den Arbeitern, welche ihrer auf dem St. Sulpice-Platz warteten, 
keinen genauen Bericht über dieſe Unterredung erſtatteten, und daß ſie, eine Aeu⸗ 
ßerung des Herrn Marie entſtellend, ihnen fagten, dieſer habe fie Sklaven ge⸗ 
nannt. Darauf begannen die Arbeiter zu ſchreien: Nieder mit Marie! Nie⸗ 
der mit der vollziehenden Kommiſſion! Nieder mit der Verſammlung! Einige 
ſtürzten nach dem Glockenthurm der St. Sulpice Kirche, vermuthlich um Stumm 
zu laͤuten, aber man hatte noch Zeit gebabt, die Treypeuthür gu verfcbließen, und 
nicht, dleſelbe zu ſprengen Von da wendeten ſie ſich durch die 
Straßen Vieux Colombier, St. Dominique und Bae nach den Quais. Auf dem 
Wege dorthin ließ ſich eine neue Art von Geſchrei vernehmen. Nach der Weiſe: 
Lampen, Lampen! ſchrie man: Wir bleiben, wir bleiben! Dieſe Kolonne zog 


durch die Vorſtädte St. Antoine, St. Marceau und mehrere andere Stadtviertel. 


Unterwegs vermehrte ſie ſich durch einige hundert Müſſige. Abends ſtellten fie 
ſich auf dem Baſtille Platz und an der Barriere du Trone auf. Polizei-Kom⸗ 
miſſaire erhielten den Befehl, ſich an Ort und Stelle zu begeben, um dieſe Zu⸗ 
ſammenrottungen zu zerſtreuen. Es lebe Napoleon! Es lebe der Kaiſer! Nie⸗ 
der mit Marie! Wir bleiben! war das einzige Geſchiei, welches man von den 
Individuen hoͤrte, welche an dieſer Demonſtration Theil nahmen. Die Regierung, 
welche fürchtete, die Ruheſtörer möchten nach dem Palaſt der National⸗Verſamm⸗ 
lung vorzudringen verſuchen, ließ ein Infanterie Bataillon und zwei Dragoner⸗ 
Schwadronen beordern, ſich bei dem Palaſt aufzuſtellen. General Negriet, 
Quäſtor der National-Verſammlung, übernahm ſofort das Kommando über alle 
zum Schutz der Verſammlung beſtimmten Truppen. — Mitternacht. Die 
Manifeſtationen, welche am Morgen von einem Theil der Arbeiter der National- 
Werkſtätten, ausgingen, haben am Abend ganz Paris in lebhafter Aufregung er⸗ 
halten. Die Zugänge zum Stadthauſe waren fortwährend verſperrt; eben ſo die 
Zugänge zum Luxembourg⸗Palaſt. Die Boulevards waren mit Volksgruppen 
bedeckt, in den Straßen St. Martin, St. Denis, Temple fanden Zufammenrots 
tungen ftatt. Um 8 Uhr Abends füllte ſich der Pantheon-Platz mit mehreren 
Tauſend Arbeitern. Um halb 9 uhr verließ eine 4— 5000 Judividuen ſtarke 
Kolonne die Vorſtadt und zog, eine Fahne voran, nach dem Quai des Stadthaus 
ſes, über den Platz und in der Richtung nach dem Faubourg du Temple, wo ſie, 
wie man ſagte, ſich mit den Arbeitern der Stadtviertel Temple und St. Antoine 
vereinigen wollte. Dieſer Zug verurſachte einige Beſorgniſſe, und als er vorüber 
war, wurde der Platz am Stadthaufe für den Verkehr geſperrt und die Arcole⸗ 
Brücke von Militait befekt. Im Laufe des Abends wurden Vorſichtsmaßregeln 
getroffen, die Nationalgarde theilweiſe zuſammenberufen und anſehnliche Truppen⸗ 
Abtheilungen im Lurembourg verſammelt. um 10 Uhr rückten eine Dragoner⸗ 
Schwadron und mehrere Compagnien Linientruppen, Mobilgarde und National- 
garde auf den großen Stadthaus Plag, um dort zu bivouakiren. Um 
11 Uhr ſtellte ſich ein Linien Bataillon im Hofe der Polizei-Präfektur auf. Der 
Zugaug zum Juſtiz Palaſt wird von der Mobilgarde bewacht. Der Palaſt der 
National-Verſammlung iſt ganz mit Truppen angefüllt, und in den Umgebungen 
deſſelben findet ein ſehr lebhafter Wachſamkeitsdienſt ſtatt. Ueberall ſieht man 
zahlreiche bewoffnete Macht, und auf allen Mairien iſt ein ſtarkes Piket in Perma⸗ 
nenz.“ Hier, in der Mitte der Nacht vom 22fien zum 23ften bricht der Bericht 
des „Journals des Debats“ ab. f 
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— Der ſardiniſche Votſchafter hat geſtern im Namen des diplomatifchen 
Corps, dem die Vorlegung des Entwurfes für Mobiliſirung von 300 Vataillo⸗ 
nen Nationalgarde und insbeſondere ein Theil der Beweggründe, welche der Mi⸗ 
niſter für diefe Maßregel angab, einige Bedenken erweckt haben, den Miniſter des 
Auswärtigen um Erläuterungen erſucht. Dieſer erwiderte, daß der feſte Ent⸗ 
ſchluß der vollziehenden Gewalt dahin gehe, den Frieden und das Einvernehmen 
mit den fremden Mächten aufrecht zu halten, und daß die Mobiliſirung der Natio— 
nalgarde bloß eine Vorſorge-Maßregel ſei. Die Geſandten haben angekündigt, 
daß ſie an ihre Höfe berichten würden. ; 

— Das Finanz Comité begaun geftern die Prüfung des berichtigten Budgets 
von 1848. 
betreffend, veraulaßte längere Erörterungen über die Frage der Beamten Gehalte. 
Das Comité entſchied mit Stimmenmehrheit, daß die Veſoldung eines Miniſters 
künftig 36,000 Fr. betragen ſolle und nickt 48,000, wie Herr Berrber vorge 
ſchlagen hatte. Unter der vorigen Regierung bezogen die Miniſter jährlich 80,000, 
Fr., und der Miniſter des Auswärtigen noch die Hälfte mehr. Unter dem Katz 
ferreich und der Reſtauration war das Einkommen der Miniſter noch weit bedeu— 
tender. Geſtern wurde in der National-Verſammlung der Bericht des Finanz— 
Comité's über die Finanzlage vertheilt. Das Comité lobt den Miniſter dafür, 
daß er die Idee der Verausgabung von Papiergeld zurückgewieſen habe, ſtimmt 
aber feinen Hoffnungen und Veranſchlagungen in Vezug auf die Hilfsquellen und 
Mittel nicht bei, durch welche er die Ausgaben und Einnahmen ins Gleichgewicht 


bringen zu können glaubt. Auch berechnet das Comité, daß dem Miniſter alle ſeine 


Hilfsquellen, ftatt der 380 Millionen, die er in feiner finanziellen Bilanz zu fin- 
den meinte, nur 250 Millionen verſchaffen würden. 

f Paris, den 23. Juni. (Köl. Ztg.) Paris hat heute einen bluti— 
gen Tag gehabt, wie ihn die geſtrigen Vorgänge leider befürchten ließen. 
Von 11 uhr bis 5 Uhr hat man ſich an mehreren Punkten, auf den Boulevards, 
in der Cité, in den Vierteln St. Denis und St. Martin mit Erbitterung ger 
ſchlagen. 

— Die Nacht war lärmend geweſen, einige Poſten wurden bedroht und in 
den Vierteln St. Denis und St. Martin begann man mit Errichtung von Barti: 
kaden. Von Tagesanbruch an trug Paris ein duͤſteres Ausſehen. Die Boule— 
vards, vom Thore St. Denis bis zu den „Filles du Calvaire“ waren mit zahl— 
reichen Zuſammenrottungen bedeckt. Arbeiter der National Werkſtätten erklärten, 
Paris nicht verlaſſen zu wollen; andere brachten allerhand Veſchwerden vor. 
Gegen 10 Uhr erſcholl auf der ganzen Linie der Boulevards der laute Ruf nach 

Barrikaden; Omnibus wurden umgeſtürzt; der obere Theil des Theres St. Des 

nis ward beſetzt; die Straßen St. Denis, St. Martin und Rambutcau wurden 
verbarrikadirt. In dieſem Augenblicke wurden Mobilgardiſten am Poſten Voune 
Nouvelle entwaffnet; bald aber ward der Poſten von Neuem durch die Natioual— 
Garde beſetzt und ein zweites Detachement, welckes dem Poſten zu Hülfe kam, 
beſetzte das ganze Trottoir vor dem Gymnaſe. Die Menge ſtand an dieſem Punkte 
dicht gedrängt; jeden Augenblick verſuchte man, die Schildwachen, welche fie 

‘entfernt halten ſollten, mit Gewalt zu entwaffnen. Von Zeit zu Zeit hörte man 
vom Waffenplatze her und aus dem Bereiche zwiſchen den Thoren St. Denis 
und St. Martin Flintenſchüſſe fallen, die jedoch angeblich in die Luft gerichtet 
waren. Die National Gardiſten hielten ſich dort, die Waffe im Arm, und näbers 
ten ſich allmählich der Barrikade. Es kam Befehl, ſie zu nehmen; ein Offizier 
trat mit einem Polizei-Kommiſſar vor und erließ die üblichen Aufforderungen. 
„Wir thun nicht Uebles“ — erwiderte man von der anderen Seite —z; „bleiben 
Sie daheim; wir ſind hier zu Hauſe.“ Während dieſes Hin- und Herredeus 


Das erſte Kapitel des Juſtiz Budgets, die Beſoldung des Miniſters 


kam es zum Feuern, ohne daß man weiß, wer zuerſt ſchoß. Gleichzeitig mußte 
der hart bedrängte Poſten Bonne-⸗Neuvelle die Menge mit den Waffen zurücktrei⸗ 
ben. Anch dort kam es zum Gewehrfener. Ein Bataillon der National-Garde 
war auf dem Boulevard Poiſſonniere; es lud feine Gewehte und marſchirte ſeinen 
weiterhin im Kampfe begriffenen Brüdern zu Hülfe. Das Gewehrfeuer war 
jetzt furchtbar; es dauerte 20 bis 25 Minuten ohne Unterbrechung. Nach Ver: 
lauf dieſer Zeit war man Herr des Voulevards St. Denis. Gegen 11 uhr 
fing auch am Thore St. Martin, auf der Seite des Boulevard du Temple, die 
National⸗Garde zu ſchießen an. Sie bemächtigte ſich ziemlich raſch der Barrika— 
den und beſetzte die Nachbarſtraßen. Man verſichert, daß die Soldaten einer 
Kaſerne mit den Menterern fraterniſirt haben. Das Viertel St. Jacques war 
ſehr unruhig; National-Gardiſten wurden dort entwaffnet. Bei den Hallen 
machte man ebenfalls Entwaffnungsverſuche und es fielen einige Flintenſchüſſe. 
Die Zahl der Todten iſt noch unbekannt. Man flieht in den Reihen der National 
Garde wenig Arbeiter und nicht uniformirte Gardiſten; doch bemerkt man darunter 
einige Individuen mit Jagdgewehren. Manche, die zur Reiterei und Artillerie 
der Rational Garde gehören, gewahrt man zu Fuß in den Reihen. Auf dem 
Boulevard Poiſſonniere, ſehr entfernt vom Kampfplatze, hat eine Kugel einen 
Mann getödtet. Die Mobilgarde trug die Gewehre umgekehrt, weil ſie nicht 
auf das Volk feuern wollte. 
Telegraphiſche Depeſche. 

Paris, den 24. Juni, um 3 Uhr Nachmittags. Der Aufruhr dauert fort. 
Die Stadt iſt in Belagerungszuſtand erklaͤrt und die Regierungsgewalt dem Ge— 
neral Cavaignac übertragen. 

Der Sieg neigt ſich auf Seiten der bewaffneten Macht. 

Eine zweite telegraphiſche Depeſche, aus Brüſſel, den 24. Juni, 
4 Uhr Nachmittags, abgegangen, meldet: 

Die Erekutiv-Kommiſſion und das Miniſterium haben abgedankt. 

Eine dritte telegraphiſche Depeſche, datirt Paris, den 24. Juni, 
Abends 8 Uhr, lautet: N 

Der Kampf hat noch nicht geendet. 
find treu geblieben. Cavaignae führt allein das Kommando. 
RN e ra Kran 

Rom, den 10. Juni. Gioberti iſt heute von hier abgereift, um ſich über 

Perugia und Anfona nach Bologna zu begeben. 


Die Truppen und die National- Garde 
(Pr. Staats Anz.) 


[Für den hier folgenden Theil ist die Redaction nieht verantwortlich.] 


Kempen, den 25. Juni. Dem Verfaſſer jenes, sub. No. 143 enthalte 
nen, mich verunglimpfenden Aufſatzes, diene zur Erwiderung: daß fo lange 
Dr. B. auf Koſten der leidenden Menſchheit feiner Selbſtſucht fröhnt, id Wer 
denken tragen muß, mich ihm auf Vefehl, als mechaniſchen Gehilſen unterzus 
ordnen, da mir nicht zugemuthet werden kann, daß ich für ihn, die Kaſtanien 
aus den glühenden Kohlen zichend, die Folgen ſeiner egoiſtiſchen Voreiligkeit 
auf mich lade. Ein Mehreres meiner hohen vorgeſetzten Behörde. 
Dr. Juncker, Königl. Kreis-Phyſicus. 


Berichtigungen. In der Adreſſe aus Schneidemühl an das Deutſche 
National-Comité zu Poſen No. 145. d. Ztg. (Beilage) haben ſich wegen Unleſer⸗ 
lichkeit der Namen mehrere Fehler eingeſchlichen. Es muß nämlich heißen ſtatt: 
Eberty — Pleſch, ſt. v. Sahlern — v. Saldern, ſt. Köln — Köhn, ſt. S. 
Maskrath — S. Markwald, ſt. L. Mankey — L. Manthey, fl. Breſe — 
Briefe, — ſt. Dr. Emſe — Dr. Hentſchel, ſt. M. Maſſau — M. Manaſſe, 
ft. Huſch — Hirſch, ſt. Barchknech — Barſknecht, fi. H. Martwald — H. 
Markwald. 


Sommertheater im Odeum. 
Donnerſtag den 29 Juni: Der Heiraths⸗ 
Antrag auf Helgoland; lebendes Vild in zwei 
Aufzügen von Louis Schneider. — Hierauf auf Ver 
langen zum Zweitenmal: Ein Achtel vom gro— 
ben Looſe; Liederpoſſe in 1 Akt von C. v. Holtei. 


„ Intereſſante Neuigkeit von Ad. 

; Brennglas. „ 

Bei Ign. Jackowitz in Leipzig erſchien fo eben 
als Fortſetzung, und iſt in Poſen bei Gebrü⸗ 
der Scherk, Markt- und Franziskanerſtraßen⸗ 
Ecke No. 77. vorräthig: 


Berlin wie es iſt — und trinkt. 
Von Ad. Brennglas. 
XXIX. Heft: „Das neue Europa im Ber: 
vr liner Guckkaſten.“ 
Mit einem kolorirlen Titelkupfer von Th. Hoſemann. 
8. eleg geh im Umſchlage. Velinp. Preis 74 Sgr. 
Wir machen das Publikum auf dichs neue, höchſt 


pikante Genrebild des berühmten Verfaſſers, des po⸗ 


pulärſten deutſchen Schriftſtellers, ganz beſonders 
auſmerkſam. Daſſelbe ſchildert die großen Volkstage 
in Paris, München, Kaſſel, Wien, Ber⸗ 
lin zc, in Volksgeſängen, bei denen ſich unfere gute 
Reaktion ſicher die Ohren zuhallen wird. — Von 
dieſem allgemein belichten Werke find bis 
fetzt 31 Hefte erſchienen. 


Bekanntmachung. 


Die Vetheiligung bet der durch die Allerhöchſte 
Kabinets⸗Ordre vom 25. April c. genehmigten frei⸗ 


willigen Staats-Anleihe it für unſern Verwaltungs⸗ 
bezirk bisher noch nicht in einem den Erwartungen 
entſprechenden Umfange hervorgetreten, denn es ſind 
bis jetzt 

a) an baar eingegangenen Geldſummen nur auf⸗ 

gekommen 7390 Rthlr. (darunter von Staats- 
beamten 5070 Rthlr.), 

b) an Gold- oder Silberſachen 16 Poſten (dar 

runter 13 von Staatsbeamten.) 

Die Urſache dieſer ſpärlichen Betheiligung ſcheint 
zum Theil darin zu liegen, daß die Bedeutung der 
freiwilligen Anleihe noch nicht überall anerkannt wors 
den iſt. Wir finden uns daher veranlaßt, die Be— 
wohner unſers Verwaltungs-Vezirks auf die Amts⸗ 
blatts-Bekanntmachungen vom 3. und 23. Mai c. 
und 1. d. Mis, Amtsblatt Seite 143146, zwei⸗ 
tes Extrablatt zu No. 21 und Seite 191, wieder⸗ 
holt aufmerkſam zu machen und die eifrige Förde⸗ 
rung dieſer Angelegenheit nicht allein ſämmtlichen 
Kreis- und Lokalbehörden, ſondern überhaupt allen, 
denen das Wohl des Vaterlandes am Herzen liegt, 
dringend zu empfehlen. 

Poſen, den 18. Juni 1818. 

Königliche Regierung. Kries. 


Von einem deutſchen Gutsbeſitzer wird vom Iſten 
Juli c. ob ein Wirthſchafts-Inſpektor geſucht, wel⸗ 
cher ſich durch gute Zeugniſſe legitimiren und eine 
Kaution von 500 Riehlr. beſtellen kann. 

Hierauf Neflektirende erfahren das Nähere am 
Markte No. 6. zwei Treppen hoch. + 


— Verlegung meines Waaren⸗Lagers 
nach dem erſten Stock deſſelben Haufes zeige ich bier» 
mit ergebenſt an. 


Herz Königsberger, 


Markt J.. 


In meinem Wilhelmsplatz No. 5. belege⸗ 
nen Hauſe iſt entweder die Bel⸗Etage, befichend 
aus 6 Stuben, I Küche, 1 Keller, Stallung zu 5 
Pferden, 1 Wagenremiſe und 1 Garten, oder die 
untere Etage, befichend aus 5 Zimmern, die 
ſich vortrefflich zu einer Geſchäftscinrichtung eignet, 
von Michaeli c. zu vermicthen. 

Poſen. J. Liß ger. 


Am Wilhelmsplatz No. 8. II. Etage iſt eine mö⸗ 
blirte Stube ſofort zu vermiethen. 


rc er Se Mr 1 er 
Im Hauſe Markt- und Wronker-Straßen-Ecke 


Mo. DA, find von Michaclis ab einige Läden und 


tine Wohnung im erſten Stock zu vermiethen. 
} Herz Königsberger. 


Zeitgrmäß!! 
In der Handlung am Sapichaplatz 7. in der Malz» 
mühle giebt es einen vorzüglich ſchönen Kaffee zu 
nur 8 Sgr. das Pfund. 


